
Amtsblatt der Stadt Korschenbroich vom 08.12.2016

Satzung über die Erhebung einer Vergnügungssteuer in der Stadt Korschenbroich
vom30.11.2016

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.666/SGV. NRW. 2023), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) und der §§ 1
bis 3 und 20 Abs. 2 Buchstabe b des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV, NRW. S. 712/SGV. NRW. 610), zuletzt
geändert durch Artikel 2 Absatz 8 des Gesetzes vom 8. September 2015 (GV. NRW. S. 666)
hat der Rat der Stadt Korschenbroich in seiner Sitzung vom 29.11.2016 folgende
Vergnügungssteuersatzung beschlossen:

§1
Steuemegenstand

Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der Stadt Korschenbroich nachfolgenden
Vergnügungen gewerblicher Art:

(1) das Halten von Spiel-, Musik-, Schau-, Scherz-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder

ähnlichen Apparate in

a) Spielhallen und ähnlichen Unternehmen

b) Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Vereins-, Kantinen- oder ähnliche
Räumen sowie an anderen für jeden zugänglichen Orten

§2
Steuerfreie Veranstaltungen

Steuerfrei sind

(1) Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmäßige Veranstaltungen von Vereinen.

(2) Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen Parteien und Organisationen sowie
von Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts oder ihrer Organe.

(3) Veranstaltungen, deren Ertrag ausschließlich und unmittelbar zu mildtätigen oder
gemeinnützigen Zwecken im Sinne der §§ 52, 53 Abgabenordnung verwendet wird.

(4) Das Halten von Apparaten nach § 1 im Rahmen von Volksbelustigungen, Jahrmärkten,
Kirmessen und ähnlichen Veranstaltungen.

§3
Steuerschuldner

Steuerschuldner ist der Halter der Apparate (Aufsteller).
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§4
Bemessungsgrundlage und Steuersatz nach dem Spieleinsatz bzw. der Anzahl der

Apparate

(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder
ähnlichen Apparaten mit Gewinnmöglichkeit bemisst sich nach dem Spieleinsatz, bei
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit nach deren Anzahl. Spieleinsatz ist die Summe der
von den Spielern je Apparat zur Erlangung des Spielvergnügens aufgewendeten
Beträge.

Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Kalendermonat bei der Aufstellung

1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 a)

a) Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 5 % des Spieleinsatzes

b) Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 35 Euro

2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten (§ 1 b)

a) Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 5 % des Spieleinsatzes

b) Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 25 Euro

3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen Orten (§ 1 a und b) bei Apparaten,
mit denen Gewalttätigkeiten gegen Menschen und/oder Tiere dargestellt werden oder
die die Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges oder pornographische und
die Würde des Menschen verletzende Praktiken zum Gegenstand haben 300 Euro.

(2) Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtungen, so gilt jede dieser Einrichtungen als ein
Apparat. Apparate mit mehr als einer Spieleinrichtung sind solche, an denen gleichzeitig
zwei oder mehr Spielvorgänge ausgelöst werden können.

(3) Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle eines Apparates ein gleichartiger
Apparat, so wird die Steuer für diesen Kalendermonat nur einmal erhoben.

(4) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Apparates vor dessen Aufstellung, jede
Änderung hinsichtlich Art und Anzahl der Apparate an einem Aufstellort bis zum 7.
Werktag des folgenden Kalendermonats schriftlich anzuzeigen. Bei verspäteter Anzeige
bezüglich der Entfernung eines Apparates gilt als Tag der Beendigung des Haltens der
Tag des Anzeigeneingangs. Ein Apparatetausch im Sinne des Abs. 3 braucht nicht
angezeigt zu werden.

§5
Entstehung des Steueranspruches

Der Vergnügungssteueranspruch entsteht mit der Aufstellung des Apparates an den in § 1
genannten Orten.
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§6
Festsetzung und Fälligkeit

Die Mitteilungen der Spieleinsätze sind der Stadt vierteljährlich bis zum siebten Werktag des
nachfolgenden Monats abzugeben und zu belegen. Den Steuermitteilungen sind Zählwerk-
ausdrucke für den jeweiligen Abrechnungszeitraum beizufügen, die als Angaben mindestens
Geräteart, Gerätetyp, Gerätenummer, die fortlaufende Nummer des Zählwerkausdruckes
enthalten müssen. Kommt der Steuerschuldner seiner Mitwirkungspflicht nicht nach, erfolgt
die Besteuerung auf der Grundlage des zuletzt mitgeteilten Spieleinsatzes, der um
mindestens 10 % zu erhöhen ist. Die Steuer ist innerhalb eines Monats nach deren
Festsetzung fällig.

§7
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften

Die Stadt ist berechtigt, jederzeit zur Nachprüfung der Steuererklärungen und zur
Feststellung von Steuertatbeständen die Geschäftsunterlagen einzusehen und die Vorlage
aktueller Zählwerkausdrucke zu verlangen.

§8
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchstabe b) des Kommunalabgabengesetzes für
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt
geändert durch Artikel 2 Absatz 8 des Gesetzes vom S.September 2015 (GV. NRW. S. 666),
handelt, wer als Veranstalter vorsätzlich oder leichtfertig folgenden Vorschriften
beziehungsweise Verpflichtungen zuwiderhandelt:

1. § 4 Abs. 4: Anzeige der erstmaligen Aufstellung eines Spielapparates sowie
Änderung (Erhöhung) des Apparatebestandes.

2. § 6 : Mitteilung des Spieleinsatzes
Einreichung der Zählwerkausdrucke

§9
In-Kraft-Treten

Die Vergnügungssteuersatzung tritt zum 01.01.2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Vergnügungssteuersatzung der Stadt Korschenbroich vom 27.11.2014 außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Vergnügungssteuer der Stadt Korschenbroich wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht.

Hinweis:
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend
gemacht werden kann, es denn
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorhegerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

Korschenbroich, 30.11.2016

M. Venten

Bürgermeister

Satzung über die Erhebung von Abfallentsorgungsgebühren in der
Stadt Korschenbroich vom 30.11.2016

Aufgrund der § 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) -SGV. NRW.
2033-, zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. September 2012 (GV. NRW. S. 432/436.), der
§§ 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) für das Land Nordrhein-Westfalen
vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712/SGV. NRW. 610), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 13. Dezember 2011 (GV. NRW. S. 687) und des § 22 der Satzung über die
Abfallentsorgung in der Stadt Korschenbroich in der jeweils gültigen Fassung hat der Rat der
Stadt Korschenbroich in seiner Sitzung am 29.11.2016 folgende Satzung beschlossen:

§1
Allgemeines

(1) Für die Inanspruchnahme der städtischen Einrichtung Abfallentsorgung nach § 4 Abs.
2 und § 6 Abs. 1 KAG erhebt die Stadt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 6

Abs. 2 KAG Benutzungsgebühren.

§2
Gebührenmaßstab, Gebührensatz

(1) Für die Gestellung der Abfallbehälter, das Einsammeln und Befördern der Abfälle mit
Ausnahme der Bioabfälle gemäß § 10 Abs. 6 der Satzung über die Abfallentsorgung
in der Stadt Korschenbroich beträgt die Gebühr:

a) je Einwohner 25,00 EUR jährlich

zuzüglich
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b) je Gefäß 801 80,26 EUR/Jahr
1201 106,53 EUR/Jahr
2401 190,81 EUR/Jahr

je Container 7701 507,91 EUR/Jahr
1.1001 728,51 EUR/Jahr

(2) In den Fällen des § 11 Abs. 3 der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt
Korschenbroich sowie bei Gewerbetreibenden, bei denen keine
Einwohnergrundgebühr festgesetzt werden kann, werden die folgenden
Personenzahlen zur Gebührenermittlung zugrunde gelegt:

je Gefäß 801 2,00 Personen
120 l 3,00 Personen
240 l 6,00 Personen

je Container 7701 19,25 Personen
1.1001 27,50 Personen

(3) Die vorstehenden Gebühren gelten für eine 14-tägige Abfuhr. Verlangt der
Anschlussnehmer für Container einen kürzeren Abfuhrrhythmus, erhöhen sich die
Kosten entsprechend.

(4) Jeder Eigentümer hat gemäß § 17 Abs. 3 der Satzung über die Abfallentsorgung in
der Stadt Korschenbroich Änderungen in der Anzahl der auf dem Grundstück
gemeldeten Personen der Stadt (Steueramt) unverzüglich schriftlich anzuzeigen,
damit eine ordnungsgemäße Berechnung der Gebühr gewährleistet ist.
Im Bedarfsfall kann seitens des Steueramtes auf die bei der örtlichen Meldebehörde
geführte Einwohnermeldedatei zugegriffen werden.
Weist ein Gebührenpflichtiger innerhalb von 3 Monaten nach Zugang des Gebühren-
bescheides nach, dass sich auf seinem Grundstück mit 1. oder weiterem Wohnsitz
gemeldete Personen tatsächlich nicht aufhalten (z. B. wegen Wehrdienst, Zivildienst,
Studium), so werden diese Personen bei der Gebührenbemessung nicht
berücksichtigt. Bei einer Personenreduzierung, die gleichzeitig ein Ubervolumen bei
der Gefäßgröße ergibt, ist unverzüglich vom Gebührenpflichtigen ein Gefäßumtausch
auf die passende Größe zu beantragen, da ansonsten die gem. § 2 Abs. 2 dieser
Satzung festgesetzten Mindestgebühren erhoben werden.

(5) Für die Gestellung der Abfallbehälter, das Einsammeln und Befördern der Bioabfälle
gemäß § 10 Abs. 6 der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt
Korschenbroich beträgt die Gebühr:

je 120 l Gefäß 41,00 EUR/jahrlich

je 240 l Gefäß 55,00 EUR/jährlich

§3
Gebührenpflichtige

(1) Gebührenpflichtig ist der in den §§ 7, 8 und 23 der Satzung über die Abfallentsorgung
in der Stadt Korschenbroich in der jeweils gültigen Fassung genannte Personenkreis.
Mehrere Eigentümer und die ihnen Gleichgestellten haften als Gesamtschuldner,
letztere jedoch nur für den auf sie entfallenden Anteil an der Gebührenschuld.
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(2) Bei Wohnungs- und Teileigentum kann die Gebühr für die Gemeinschaft festgesetzt
werden. Der Gebührenbescheid wird dann an den Verwalter, den die
Wohnungseigentümer oder Teileigentümer nach dem Wohnungseigentumsgesetz
bestellt haben, gerichtet.
Beim Wechsel der Anschlusspflichtigen (§§ 8 und 23 der Satzung über die Abfall-
entsorgung in der Stadt Korschenbroich) geht die Gebührenpflicht mit Beginn des
folgenden Monats auf den neuen Anschlusspflichtigen über. Der frühere
Anschlusspflichtige haftet jedoch gesamtschuldnerisch mit seinem Rechtsnachfolger
weiter, solange er nicht die nach § 17 Abs. 2 der Satzung über die Abfallentsorgung
in der Stadt Korschenbroich vorgeschriebene Mitteilung abgibt.

§4
Entstehung, Fälligkeit und Erhebung der Gebühr

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit Beginn des Monats, in dem die Abfuhr erstmalig
erfolgt. Angefangene Kalendermonate werden voll berechnet.

(2) Die gemäß § 2 dieser Satzung zu entrichtenden Gebühren werden durch Gebühren-
bescheid mitgeteilt und zu einem Viertel des Jahresbetrages am 15. Februar, 15.
Mai, 15. August und 15. November fällig und sind an die Stadtkasse zu entrichten.
Der Gebührenbescheid kann mit einem anderen Abgabenbescheid (Grundsteuer
etc.) verbunden werden.

§5
Beendigung der Gebührenpflicht

(1) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem das Grundstück von
der Abfallentsorgung schriftlich abgemeldet wird.

§6
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Abfallentsorgungsgebühren in der Stadt
Korschenbroich vom 27.11.2015 außer Kraft.
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